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Die Bundesregierung hat den Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Aufsicht bei Rechtsdienstleistungen und zur Ände-

rung weiterer Vorschriften des Rechts der rechtsberatenden Berufe in das Gesetzgebungsverfahren eingebracht (20/3449).

Danach soll die Aufsicht über die nach dem Rechtsdienstleistungsgesetz registrierten Personen beim Bundesamt für Justiz

zentralisiert werden. Geplant ist die Änderung zum 1.1.2025. Auch soll nach dem Entwurf die geldwäscherechtliche Aufsicht

über registrierte Personen auf das Bundesamt für Justiz übertragen werden. Begründung für diese Änderung ist der Befund,

dass die bisherige Aufsichtszersplitterung auf die verschiedenen Landesjustizverwaltungen nicht mehr akzeptabel sei. Eine

einheitliche Rechtspraxis kann so nicht entstehen. Von Fachverbänden werde dieser Umstand seit langer Zeit kritisiert.

Ferner sollen „alle Formen unbefugter Rechtsdienstleistungen, sofern sie selbständig und geschäftsmäßig betrieben werden,

(wieder) als Ordnungswidrigkeiten bußgeldbewehrt werden“. So soll eine wirksame Bekämpfung unbefugter Rechts-

dienstleistungen sowie die Herstellung eines insgesamt ausgewogenen Sanktionensystems gewährleistet werden. Das Be-

rufsrecht der rechtsberatenden Berufe wird nur rudimentär klarstellend geändert. Die vorgesehene Verfolgungszuständigkeit

im Bereich der unerlaubten Hilfeleistung in Steuersachen soll auch auf das Bundesamt für Justiz übertragen werden. Hierzu

gab es Widerspruch vom Bundesrat, der dafür plädiert, diese Aufgabe wegen der größeren Sachnähe der Finanzämter bei

den Finanzbehörden zu belassen. Dort sei das Spezialwissen für diese Materie vorhanden, während es beim Bundesamt für

Justiz erst aufgebaut werden müsse.

Entscheidungen
EuGH: Abzug von endgültigen Verlusten ei-

ner in einem Mitgliedstaat belegenen Be-

triebsstätte

Die Art. 49 und 54 AEUV sind dahin auszulegen,

dass sie einer Steuerregelung eines Mitglied-

staats nicht entgegenstehen, nach der eine dort

gebietsansässige Gesellschaft die endgültigen

Verluste ihrer in einem anderen Mitgliedstaat

belegenen Betriebsstätte von ihrem steuer-

pflichtigen Gewinn nicht abziehen kann, wenn

der Ansässigkeitsmitgliedstaat aufgrund eines

Doppelbesteuerungsabkommens auf seine Be-

fugnis zur Besteuerung der Einkünfte dieser Be-

triebsstätte verzichtet hat.

EuGH, Urteil vom 22.9.2022 – C-538/20
(Tenor)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-2261-1

unter www.betriebs-berater.de

BFH: Zollwertermittlung – Grenzüberschrei-

tendeGeschäftezwischenverbundenenUnter-

nehmen – Vorabverständigung über Verrech-

nungspreise(AdvancePricingAgreement)

1. Nach der Rechtsprechung des EuGH (Urteil

Hamamatsu Photonics Deutschland vom

20.12.2017 – C-529/16, EU:C:2017:984, ZfZ 2018,

68) lassen es die Art. 28 bis 31 ZK nicht zu, als

Zollwert einen vereinbarten Transaktionswert

zugrunde zu legen, der sich teilweise aus einem

zunächst in Rechnung gestellten und angemel-

deten Betrag und teilweise aus einer pauschalen

Berichtigung nach Ablauf des Abrechnungszeit-

raums zusammensetzt, ohne dass sich sagen

lässt, ob am Ende des Abrechnungszeitraums

diese Berichtigung nach oben oder nach unten

erfolgen wird.

2. Dies gilt auch für die Wertermittlung nach der

Schlussmethode gemäß Art. 31 ZK. Denn steht

im Zeitpunkt der Annahme der Zollanmeldung

nicht fest, ob am Ende des Abrechnungszeit-

raums überhaupt eine Berichtigung vorzuneh-

men sein wird und ob, falls dies der Fall ist, die

Berichtigung nach oben oder nach unten zu er-

folgen hat, dann ist ein demzufolge erst noch zu

ermittelnder Warenwert im Zeitpunkt der An-

nahme der Zollanmeldung nicht i. S. von Art. 8

Abs. 3 des Übereinkommens zur Durchführung

des Art. VII des Allgemeinen Zoll- und Handels-

abkommens von 1994 quantifizierbar.

BFH, Urteil vom 17.5.2022 – VII R 2/19
(Amtliche Leitsätze)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-2261-2

unter www.betriebs-berater.de

BFH: Fahrzeugüberlassung an Arbeitneh-

mer zu privaten Zwecken als tauschähnli-

cher Umsatz

Der für einen steuerbaren Umsatz erforderliche

unmittelbare Zusammenhang zwischen der

Fahrzeugüberlassung an einen Arbeitnehmer

des Steuerpflichtigen zu privaten Zwecken und

der (teilweisen) Arbeitsleistung liegt jedenfalls

dann vor, wenn die Fahrzeugüberlassung indivi-

duell arbeitsvertraglich vereinbart ist und tat-

sächlich in Anspruch genommen wird (Folgeent-

scheidung zum EuGH-Urteil Finanzamt Saarbrü-

cken vom 20.1.2021 – C-288/19, EU:C:2021:32).

BFH, Urteil vom 30.6.2022 – V R 25/21
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-2261-3

unter www.betriebs-berater.de

BFH: Unangekündigte Wohnungsbesichti-

gung durch einen Flankenschutzprüfer

1. Die unangekündigte Wohnungsbesichtigung

durch einen Beamten der Steuerfahndung als

sog. Flankenschutzprüfer zur Überprüfung der

Angaben des Steuerpflichtigen zu einem häusli-

chen Arbeitszimmer im Besteuerungsverfahren

ist wegen Verstoßes gegen den Verhältnismä-

ßigkeitsgrundsatz rechtswidrig, wenn der Steu-

erpflichtige bei der Aufklärung des Sachverhalts

mitwirkt.

2. Dies gilt auch dann, wenn der Steuerpflichtige

der Ortsbesichtigung zustimmt und deshalb

kein schwerer Grundrechtseingriff in Art. 13

Abs. 1 GG vorliegt.

BFH, Urteil vom 12.7.2022 – VIII R 8/19
(Amtliche Leitsätze)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-2261-4

unter www.betriebs-berater.de

BFH: Berücksichtigung gezahlter Prämien

für Glattstellungsgeschäfte im Zusammen-

hang mit Einnahmen aus Stillhalterprämien

bei periodenübergreifenden Optionsge-

schäften

1. Aufwendungen für die den Stillhalterprämien

zugehörigen Glattstellungsgeschäfte mindern

nach § 20 Abs. 1 Nr. 11 EStG – in Ausnahme zu

§ 11 Abs. 2 Satz 1 EStG (sog. Abflussprinzip) – die

Einnahmen in dem Veranlagungszeitraum, in

dem die Stillhalterprämien vereinnahmt wurden.

Es handelt sich insoweit um ein rückwirkendes

Ereignis i. S. des § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO.

2. Ergibt sich dabei für das einzelne Stillhalter-/

Glattstellungsgeschäft ein Verlust (eine negative

Differenz), ist dieser abzugsfähig und unterliegt

nicht dem Werbungskostenabzugsverbot nach

§ 20 Abs. 9 EStG.

BFH, Urteil vom 2.8.2022 – VIII R 27/21
(Amtliche Leitsätze)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-2261-5

unter www.betriebs-berater.de

BFH: Kein Werbungskostenabzug für Fami-

lienheimfahrten bei Zuzahlungen an den

Arbeitgeber für die Nutzungsüberlassung

eines Dienstwagens

Nutzt der Arbeitnehmer ein ihm von seinem Ar-

beitgeber auch zur außerdienstlichen Nutzung

überlassenes Kfz für Familienheimfahrten im

Rahmen einer doppelten Haushaltsführung, so

Prof. Dr. Michael

Stahlschmidt,

Ressortleiter Steuerrecht
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